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Bundessozialgericht macht Klinikkooperationen potentiell gefährlich 

 

Der 12. Senat des BSG ist bekannt für seine restriktive Auslegung der Sozialversicherungs-

pflicht. Seine Rechtsprechung hat in der Vergangenheit bereits Honorarärzte, die in der stati-

onären Versorgung mitarbeiten, zu abhängigen Beschäftigten und damit sozialversiche-

rungspflichtig gemacht. eine sozialversicherungspflichtige abhängige Beschäftigung liegt vor, 

wenn mehrere Kriterien der „Abhängigkeit“ vorliegen: wesentlich sind die persönliche Abhän-

gigkeit des Beschäftigten mit Weisungsbindung, das fehlende unternehmerische Risiko und 

die funktionelle Einbindung in den Klinikbetrieb, die dem Beschäftigten keine Gestaltungs-

macht über Abläufe, etc. gibt. 

 

Bisher hat das Gericht diese Kriterien stets nur auf die Person des Beschäftigten, die Ver-

tragspartner des Krankenhauses ist, angewendet. Deshalb war sich die überwiegende herr-

schende Meinung in der juristischen Literatur darin einig, dass eine Gesellschaft kein abhän-

gig Beschäftigter sein kann und deshalb Kooperationsverträge von BAGs über stationäre 

Versorgung nicht unter diese Rechtsprechung fallen können, da die BAG in eigener Hoheit 

entscheidet, welcher ihrer Ärzte im Krankenhaus arbeitet. Vertragspartner des Krankenhau-

ses ist dabei nicht der einzelne Arzt, der auch kein Honorar des Krankenhauses erhält. Die-

ses fließt an die BAG. Deshalb war die herrschende Meinung bisher der Auffassung, dass 

zwischen dem einzelnen Arzt und der Klinik kein abhängiges Beschäftigungsverhältnis be-

stehen kann und Kooperationsverträge zwischen einer BAG und dem Krankenhaus auf frei-

beruflicher Grundlage möglich sind. 

 

Auch dieser Kooperationsmöglichkeit hat das BSG nunmehr mit Urteil vom 13.11.25 (B 12 

BA 4/23 R) einen Riegel dergestalt vorgeschoben, dass die Tätigkeit der einzelnen Ärzte der 

BAG ebenfalls der Sozialversicherungspflicht unterliegt, mit der Begründung der Einbindung 

in den Krankenhausbetrieb. Bisher liegt nur die Pressemitteilung vor, die schriftliche Urteils-

begründung wird erst in einigen Wochen verfügbar sein. 
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Dieses Urteil verhindert zwar derartige Kooperationen nicht, verteuert diese jedoch und 

macht entsprechende Umgestaltungen von Kooperationsverträgen nötig, die bisher die Leis-

tungen als freiberuflich geregelt hatten.  

 

Die Fortsetzung von Kooperationsverträgen auf der Basis freiberuflicher Einnahmen ohne 

Sozialversicherungsabgaben ist seit diesem Urteil mit der Gefahr des Vorwurfs der Hinterzie-

hung von Sozialversicherungsbeiträgen belastet und ist nicht zu empfehlen. 

 

Reinhold Preißler 
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